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Es wäre sinnwidrig, wollte die 
Reichsbahn erst dann wieder ihre 
großen Aufträge an zahllose In­
dustrien erteilen, wenn die Kon­
junktur eingesetzt hat, weil da- 
durdi eine Zusammenballung 
von Aufträgen zu Lieferschwierig­
keiten und ungesunden Kapazi­
tätsausweitungen führt.

Nachdem inzwischen entschie­
den wurde, daß die Reichsbahn

eine Anleihe auflegen darf, kann 
durch die zu erwartende A uf­
tragserteilung eine belebende 
Wirkung auf die Wirtschaft aus­
gehen. Die Reichsbahn wird da­
durch, daß sie ihren Güterwagen­
park verjüngt und ihre Perso­
nenwagen den Erfordernissen 
eines modernen Verkehrs anpaßt, 
lediglich ihren Pflichten der deut­
schen Wirtscäiaft gegenüber 
nadikommen. (Ph.)

Akkreditiv oder Dokumentenzahlung?
Die Hauptscihwierigkeiten für die 
Wiederherstellung normaler Zah­
lungsbedingungen im Außenhan­
del ergeben sicii aus den hem­
menden bürokratischen Verfah­
rensregeln und aus dem immer 
noch vorhandenen, vielfach durcii- 
aus verständlichen Mangel an 
wediselseitigem Vertrauen der 

»Partner. Hierbei ist die Finanzie­
rung der Exporte und Importe 
aufs engste in ihren Entwiciklungs- 
möglichkeiten verbunden. Grund­
sätzlich erstrebenswert erscheint 
die Wiederherstellung möglichst 
günstiger Akkreditivbedingungen. 
Voraussetzung hierfür ist das 
wechselseitige Vertrauen und die 
tecäinisdie Möglichkeit fristgerech­
ter Bereitstellung der benötigten 
Devisen durch den Bankenapparat.

Die Erstellung von Akkrediti­
ven für deutseihe Importe hat sicäi

bisher in erster Linie dadurch 
verzögert, daß die Devisenposi­
tion der Bank deutscher Länder 
vielfach zu schwach gewesen ist. 
Durch die Verzögerung der 
Akkreditiveröffnung hat sich die 
Einfuhr von W aren ' vielfach so 
verzögert, daß in Anbetracht der 
internationalen Marktveränderun­
gen viele Geschäfte uninteressant 
geworden sind. In Außenhandels­
kreisen wurden die Verzögerungen  
darauf zurückgeführt, daß die 
großzügige Erteilung von Import­
lizenzen nicht immer mit dem V o­
lumen der vorhandenen Devisen­
bestände in Übereinstimmung, ge­
wesen ist. Innerhalb des vorhan­
denen Devisenvolumens dürfte 
auch der Mangel' an Dollarbe­
ständen eine Rolle gespielt haben.

In dieser Hinsicht bedeutet es 
eine große Erleichterung und eine 
Verbesserung der deutscäien De-

v4senposition, daß nunmehr die 
ausländischen Banken ihre deut­
schen Korrespondenten mit der 
Eröffnung von Akkreditiven der­
art beauftragen können, daß die 
Devisenzahlung aus dem Akkre­
ditiv sofort nach Einreichung der 
vorgeschriebenen Dokumente bei 
der deutschen Außenhandelsbank 
fällig wird. A uf diese Weise er­
hält nicht nur der deutsche 
Exporteur schneller die Auszah- 

, lung des D-Mark-Gegenwerts 
seines Exporterlöses, sondern es 
verbessert sich aucäi durch die 
Beschleunigung des Einzugs der 
Akkreditivdokumente die devi­
senmäßige Situation der Bank 
deutscher Länder. Die Bank ist 
hierdurch in die Lage versetzt, 
benötigte Importdevisen frist­
gerecht bereitzustellen und ihre 
Zusagen zur Erfüllung deutscher 
Zahlungsverpflicihtungen aus Im­
porten prompt einzulösen. Damit 
kann sich auch im Importgeschäft 
die Zahlungsmethode von der 
Dokumentenzahlung zum Akkre­
ditiv hin verschieben, was nicht 
nur .von der Beurteilung des Kre­
dits abhängt, den die, deutsche 
Importfirma bei ihrer Gesciiäfts- 
verbindung im Ausland genießt, 
sondern auch von der grundsätz­
lichen Beurteilung der Devisen­
position der Bank deutscher 
Länder im Ausland. (RI.)

Nachrufe zur JedermannüAktion
Jedermann-Ware ist nicht mehr 
gefragt. Beträchtliche Bestände 
bei Handel und Industrie suchen 
vergeblich ihre Käufer. Der Han­
del bittet seit einiger Zeit die 
Industrie, Jedermann-Erzeugnisse 
nicht mehr mit dem „Jedermann“- 
Gütezeichen kenntlich zu machen.

Wenn es derart still um die 
Jedermann-Aktion geworden ist, 
so fragt es sich doch, ob sie ihr 
eigentliches Ziel, den kaufkraft- 
schwachen Schichten die Befrie­
digung der lebensnotwendigen 
Bedürfnisse zu ermöglichen, tat­
sächlich erreicht hat. Eine Kon- 
sumenten-Umfrage des EMLID- 
Instituts für Marktforschung gibt 
hierüber einen interessanten A uf­
schluß. Danach haben Sl /̂o der

Befiragten Jedermann-Waren ge­
kauft (im wesentlichen zu glei­
chen Teilen Schuhe und Spinn­
stoffwaren), 52,24“/o von ihnen 
bezeichnen die Jedermann-Waren 
als „gut“ und 39,7“/o als „leidlich“ . 
Am aufschlußreichsten ist aber 
die Feststellung, daß 55"/o der Be­
fragten künftig noch Jedermann- 
Waren kaufen würden, wenn ihre 
Mittel ihnen dies überhaupt ge­
statteten.

Diese Umfrage offenbart ein­
mal mehr die entscheidende 
Schwäche des westdeutschen 
Wirtschaftskörpers, daß nämlich
1,2 Mill. Arbeitslose und 9 Mill. 
Flüchtlinge,- Rentner, nicht voll 
Eingesetzte usw. mehr oder we­
niger außerhalb des Wirtschafts­

kreislaufes stehen. Diese sind es 
aber, die bisher überhaupt nicht 
oder nur sehr beschränkt als In­
teressenten für die Jedermann- 
Waren zum Zuge gekommen sind. 
Sie sind die latenten Anwärter 
auf ein Jedermann-Programm — 
allerdings nicht auf ein im Zei­
chen der Preishausse festgelegtes 
und im Ergebnis nur den kauf­
kräftigeren Schichten zugute ge­
kommenes Programm, sondern 
auf ein ihrer äußerst beschränk­
ten Kaufkraft auch tatsächlich 
angepaßtes „soziales Sortiment“ .

Anläßlich, der Ende Mai in New 
York abgehaltenen Herbst-Schuh- 
Messe wurde erklärt, daß die 
Umsatzhöhe am amerikanischen 
Schuhmarkt nur dann gehalten



werden könne, wenn die Indu­
strie sich auf die niedrigsten 
Preisklassen konzentriere und die 
Produktion noch stärker rationa­
lisiere. Wenn in den reidien USA 
eine derartige Forderung aufge­
stellt wird, sollte sich in unserem 
verarmten Lande endlich die Er­
kenntnis durchsetzen, daß Luxus 
und üppige Vielgestaltigkeit nicht 
die Grundlage eines gesunden 
Wirtschaftsaufschwunges sein kön­
nen. Erst wenn es gelingt, durdi 
rationellste Fertigung standardi­

sierter Massengüter zu wesentlich 
gesenkten Preisen auch wirklich 
„jedermann“ in die Versorgung 
einzuschalten, kann in West­
deutschland von einer „sozialen“ 
Marktwirtschaft gesprochen wer­
den.

Die  ̂„unechte“ Jedermann-Ak­
tion ist im Aussterben, weil sie 
auf unfruchtbarem Boden vege­
tieren mußte. Eine echte Jeder­
mann-Aktion wäre durch den un­
gedeckten Massenbedarf weitester 
Volksschichten gesichert. (Sö)

Bedürfnisse blieben unbefriedigt. . .
Eigentlich war der Gedanke der 
Jedermann-Aktion, die weite Be­
völkerungskreise mit lebensnot­
wendigen Gebrauchsgütem ver­
sorgen sollte, ganz gut. Das war 
aber auch das einzige Gute an 
ihr. Der Start war schlecht, die 
Wirkung verfehlt, und das Ende 
ist unrühmlich. Woran lag es? 
Am Namen vielleicht? Er war 
psychologisch nicht gut gewählt. 
Niemand will mit Jedermann 
etwas zu tun haben. Jeder Mahn 
ist besser als Jedermann — zumal 
in Deutschland. Aber das war 
nicht das ' Ausschlaggebende. 
Preise, die über 500“/o über ^em 
liegen, was sich jedermann leisten 
kann, werden dadurch nicht 
schmackhafter, wenn sie um 15Vo 
gesenkt werden. Wer diese 485%- 
igen Überpreise aufbringen kann, 
legt auch noch 15"/« zu, um 
Luxusware zu haben. A uf diese 
Weise wurden die Bedürfnisse, 
die bisher nicht zum Markt hatten 
Vordringen können, nicht zum 
kaufkräftigen Bedarf erhoben. 
Die Bedürfnisse sind unbefriedigt 
geblieben wie vorher, und es ist 
ein gefährlicher Fehlsdiluß, wenn 
man daraus, daß die Jedermann- 
Ware nicht mehr abgesetzt wer­
den konnte, ableiten will, daß 
keinBedarf an billigen Gebrauchs­
gütem mehr vorhanden sei und 
daß man sich auf Luxusproduk­
tion umstellen müsse. Die Jeder­
mann-Aktion hätte nur dann zu 
einem Erfolge gelangen können, 
wenn die Herstellungskosten 
durch eine zweckmäßige Standar­
disierung auf ein Minimum her­
abgesetzt worden wären und sie 
mit einer großzügigen Subven­
tionierung hätte verbunden wer­

den können. Standardisierung 
muß nicht Uniformierung bedeu­
ten. Der große auf gestaute Bedarf 
hätte sie bestimmt gerechtfertigt.

W ir brauchen dieser verfehlten 
Aktion nicht nachzuweinen. Be­
dauerlich ist nur, daß durch das 
Fehlschlagen dieser Aktion eine 
so dringehd erforderliche sozial 
zielsichere Politik der Versorgung 
mit verbilligten lebensnotwendi­
gen Gebrauchsartikeln auf lange 
Zeit hin diskreditiert worden ist.

(h.)

Es haüe zu lange gedauert 
D ie  Jedermann-Aktion liegt im 
Sterben. Die Öffentlichkeit nimmt 
kaum Notiz davon. Offenbar wer­
den ihr wenig ehrende Nachrufe 
gehalten werden. Wenn man es 
recht nimmt, hat die Jedermann- 
Aktion eigentlich gar nicht richtig 
gelebt. Als ihre Waren in nam­
hafter Anzahl in den Läden er­
schienen, war die Preissenkung, 
die sie bewirken sollte, auf an­
dere Weise schon eingetreten. Sie 
lief zu spät an. Vielleicht hat die 
Aussicht auf eine Überflutung des 
Marktes mit den wohlfeilen Je- 
dermann-Waren dabei geholfen, 
auf die Preise einen Drucäc aus-'

zuüben. Aber wer will unter den 
verschiedenen Einflüssen auf das 
Preisgefüge den dieser Aktion ab­
schätzen. Mit mehr Gewißheit ist 
zu sagen, daß die Aussicht für die 
breiten Käufermassen, nun auch 
endlich einmal zu erschwinglichen 
Preisen die so dringend nötigen 
Textilien kaufen zu können, einen 
wohltuenden psychologischen Ein­
fluß gehabt hat. Das Leben schien 
nicht mehr so aussichtslos, und 
als die ersten Jedermann-Waren 
in den Schaufenstern erschienen, 
zog das Tausende auf die Straße 
zu einer Wallfahrt vor den Schau­
fenstern.

Aber es hatte zu lange gedau­
ert, ehe die Waren in größeren 
Mengen in den Läden zum Ver­
kauf auslagen. Als sie nach 
monatelanger Ankündigung end­
lich erschienen, zuerst in einzel­
nen Städten des Ruhrgebiets, 
dann in Abständen auch im  öst­
licheren Teil Westdeutschlands, 
waren es immer nur wenige Ver­
kauf sstätten, die beliefert wur­
den. Vor ihnen sammelten sich 
schon in den frühesten Morgen­
stunden lange Schlangen. Aber die, 
die da anstanden, konnten nicht 
alle versorgt werden. Das schuf 
Enttäuschung. Die Jedermann- 
Waren reichten nicht aus, um den 
ungeheuer angestauten Bedarf zu 
decken. Und dann wurde die Ak­
tion binnen kurzem von dem 
schnell wachsenden Strom der 
billiger werdenden normalen Ver- 
kaufsware überrollt, die mit bes­
serer Qualität und gefälligeren 
Mustern und Formen warb. Als 
infolge des allgemeinen Geld­
mangels und unter dem Eindruck, 
daß die Preise noch weiter sinken 
würden, die Käufer sich zurück­
hielten, saß der Handel bald auf 
großen Beständen von Jeder­
mann-Waren. (St.)

Streik als Mittel des Sozialkampfes
W e r  die absolute demokratische 
Beauftragung der Sozialpartner 
zur Lösung der sozialen Probleme 
in selbstverantwortlicher Freiheit 
bejaht und letztlich unter bewuß­
ter Ausschaltung des staatlichen 
Zwangsschlichters alles vom Aus­
pendeln der gegenseitigen Inter­
essen erhofft, muß als ultima 
ratio der Tarifpolitik auch den

Streik der Arbeitnehmerseite an­
erkennen.

Dem wirtschaftlichen Streik um 
die Verbesserung der sozialen 
Bedingungen der arbeitenden 
Schichten (Lohnkampf) kommt in 
der gegenwärtigen Wirtschafts­
situation erhöhte Bedeutung zu. 
Doch erkannte man von jeher 
auch Streiks ohne wirtschaftliches



Kampfziel als Arbeitskämpfe an,_ 
so politische Streiks zur Verfol­
gung politischer Zwecke und 
Demonstrationsstreiks, die sich in 
der Bekundung des Kampfwillens 
und der damit ausgedrückten 
wirtsdiaftlichen Bedrohung er­
schöpfen. Das wird gegenüber 
Streikfällen aus letzter Zeit ver­
kannt, wenn man darauf ver­
weist, daß der unmittelbare 
Kampfgegner oft gar nicht zur 
Bewilligung des Kampfzieles im­
stande gewesen sei (Bewirtschaf­
tung, Preissenkung). Auch solche 
Streiks sind Arbeitskämpfe, da 
für die begriffliche Subsumtion 
nicht das arbeitsrechtliche Ziel 
maßgebend ist, sondern allein die 
Tatsache, daß der Streik als 
Kampfmittel von einer Partei des 
Arbeitslebens gegen den sozialen 
Gegenspieler angewandt wird.

Der Streik verfolgt seine Ziele 
über eine gewisse Betriebsläh­
mung und Störung des Wirt­
schaftsablaufs, um durch den da­
mit verursachten Wirtschaftsscha­
den den Gegner im Sinne des 
Kampfzieles gefügig zu machen. 
Gleichwohl wird der Streik von 
der Rechtsordnung als zulässiges 
Mittel im wirtschaftlichen Inter­
essenstreit anerkannt, da eine 
solche Kampffreiheit, die in der 
Kampfführung nicht die Rechts­
ordnung verletzt, demokratischen 
Vorstellungen von der Hand­
lungsfreiheit des einzelnen ent­
spricht. Das gilt auch, obwohl das 
Bonner Grundgesetz — im Ge­
gensatz übrigens zu der Mehrzahl 
der Länderverfassungen —  ein 
„Streikrecht“ bewußt nicäit ge­
währleistet hat.

Gefahr diktatorischen Mißbrauchs
Es ist dabei nidit zu verkennen, 

daß Streiks, besonders wenn sie 
ein größeres Ausmaß annehmen, 
das Wirtächafts- und Sozialgefüge 
und damit das öffentliche Leben 
mehr oder minder stark beein­
trächtigen können. Sie können 
damit der kämpfenden Organisa­
tion ein potentielles Übergewicht 
geben, das die Frage nahelegt, 
ob nicht eine solche Streikfreiheit 
innerhalb einer demokratisch fun­
dierten Wirtschaftsverfassung zu 
einer diktatorischen Machtposition 
führen kann, die mit dem An­
schein der „Legalität“ im Wirt-

schafts- und Sozialleben, viel­
leicht gar im politischen Bereich 
für die Demokratie selbst zu 
einer Gefahr werden kann. Wir 
erleben eine solche Entwicklung 
z. Z. in Italien, wo eine einseitig 
politisch beherrschte Gewerk­
schaftsbewegung eine Art Gegen­
regierung bildet; allein im letzten 
Jahre haben die Kommunisten in 
Italien über 1100 wirtsdiaftlidi 
getarnte Streiks mit dem Ziele 
durdigeführt, die Erfolge des 
Marshall-Planes zu inhibieren.

In Deutschland ist eine gleiche 
Entwicklung schwerlich zu be­
fürchten. Sie setzt das Zusam­
mentreffen verschiedener Kom­
ponenten voraus, die z. Z. nicht 
gegeben sind:

I»

1. Grundsätzlich darf nicäit ver­
kannt werden, daß die gleichbe­
rechtigte funktionelle Beauftra­
gung selbstverantwortlicher So­
zialpartner eines demokratischen 
Staatsorganismus zu einem Kräfte­
ausgleich zu führen pflegt, der 
in sich eine gesunde Paralysie- 
rung der gegensätzlichen Inter­
essen bewirkt.

2. Das Kampfpotential der 
Unternehmerseite wird zudem 
nicht unwesentlidi durch die 
gegenwärtige Wirtschaftsdepres­
sion gesteigert, die zu einer be­
denklich hohen Arbeitslosenziffer 
in Westdeutschland. geführt hat. 
Solche Zeiten pflegen kampfwei­
sen Demonstrationen der Arbeit­
nehmerseite wenig günstig zu 
sein.

3. Die angedeuteten Gefahren 
könnten allenfalls begründet sein, 
wenn die neue Gewerkschafts­
bewegung in ein einseitig politi­
sches Fahrwasser geriete und sich 
in Verkennung ihrer demokra­
tisch-sozialen Funktion zu dikta­
torischen Ambitionen mißbrauchen

Demokratie
D er Streik ist eine logische Kon­
sequenz der Koalitionsfreiheit. 
So wie die Koalitionsfreiheit dazu 
dient, den Unterschied, in der 
wirtschaftlichen Machtposition 
zwischen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer auszugleichen, so ist der 
Streik das Mittel, um diese Macht­
stellung wirksam werden zu las­
sen. Aus dieser Ableitung ergibt

ließe. Hierfür sind nicht die ge­
ringsten Anzeichen gegeben; im 
Gegenteil sind sich die führenden 
Gewerkschaftler ihrer öffentlichen 
Verantwortung als demokratisdie 
Faktoren der Staatspolitik^vollauf 
bewußt. Und man darf es kaum 
Fehlstreik und Diktatur nennen, 
wenn Gewerkschaftsführer kurz­
fristige Protest- und Demonstra­
tionsstreiks als Ventil benutzen, 
um eine aus der Preis-Lohh-Re- 
lation vielleicht gefährlich ange­
staute Erregung abzulassen.

4. So bleibt für die angedeutete 
gefährliche Möglichkeit nur der 
Fall übrig, daß der Streik als le­
gales demokratisches Mittel be­
nutzt werden soll, die verfas­
sungsmäßig ausgeübte Staatsge­
walt entgegen den Prinzipien der 
Demokratie zu nötigen. Die prak­
tischen Grenzen sind hier aber 
flüssig, da, wie der Berliner 
Eisenbahnerstreik beweist, ein 
politischer Streik, zu dem dieser 
heute weitgehend geworden ist, 
auch zur Wahrung demokratischer 
Grundrechte geführt werden kann. 
Wo aber ein politischer Streik, 
auch bei wirtschaftlicher Tarnung, . 
die demokratische Ordnung ge­
fährdet, verfällt er der öffentli­
chen* Ächtung und genießt nicht 
mehr den Schutz der Rechtsord­
nung. Die deutsche Gewerk­
schaftsbewegung als positives 
Element der Staatspolitik gibt zu 
solchem Argwohn nicht den ge- ’ 
ringsten Anlaß: ihre Verständi­
gungsbereitschaft in Lohnstreiks 
der letzten Zeit (Bayerische Me­
tallindustrie) ließ ihr maßvolles 
Verantwortungsbewußtsein klar 
erkennen. Daß die Streikwaffe 
nicht zu einem destruktiven 
Kampfmittel gegen die demokra­
tische Ordnung und ihre Reprä­
sentation werde: Videant cónsu­
le s . . . !  (Bu.)

tmd Streik
sich aber bereits, daß der Streik 
ein internes Mittel im Kampf um 
die Arbeitsbedingungen ist. Er 
soll das stärkste und letzte Mittel 
sein, um die Gegenpartei im 
Arbeitsvertragsverhältnis, die für 
ihre eigenen Interessen kämpft, 
unter Druck zu setzen und sie 
zur Aufgabe ihres einseitigen 
Interessenstandpunktes zu zwin-



gen. Im Sinne des Arbeitsver­
tragsverhältnisses kann der Streik 
al^ Mittel sowohl zur Durchset­
zung sozialpolitischer Forderun­
gen als auch des Lohnkampfes 
angewendet werden. Im Lohn­
kampf hat der Einsatz eines so 
starken Mittels allerdings auch 
nur dann Sinn, wenn dadurch eine 
echte Reallohnsteigerung erzielt 
werden kann, und diese setzt eine 
Erhöhung der Produktivität vor­
aus. Die moralische Rechtfertigung 
des Streikes liegt darin, daß ein 
Vertragspartner die Erfüllung 
eines Vertrages verweigern kann, 
wenn die Voraussetzungen, unter 
denen der Vertrag geschlossen 
worden ist, sich verändert haben.
Ganz anders ist jedoch der Streik 
zu beurteilen, wenn er als ein 
Mittel zur Durchsetzung von 
wirtschaftspolitischen oder politi­
schen Forderungen benutzt wird, 
deren Erfüllung nicht in der 
Macht des Vertragspartners steht. 
Jeder Streik fügt nicht nur dem 
Vertragspartner im Arbeitsver­
trag, sondern der ganzen Volks­
wirtschaft einen Schaden zu, der 
bei Ausdehnung des Streiks die 
wirtschaftlichen Grundlagen er- 
sdiüttem kann. Die organisierten 
Arbeitnehmer, die einen Streik 
auslösen können, bilden aber nur 
einen Teil des Sozialkörpers, und 
die Anwendung des Streiks zur 
Durchsetzung allgemeiner wirt­
schaftspolitischer oder politischer 
Forderungen würde eine Aus­
nützung ihrer durch das Koali­
tionsrecht geschaffenen Macht­
position bedeuten, die mit einem  
demokratischen Staatsaufbau nicht 
vereinbar ist und alle die benach­
teiligen muß, die sich nicht eines 
so starken Kampfmittels bedienen 
können. (h.)

Modus moriendi
W enn die Verhältnisse unerträglich geworden sind, pflegt man sich 
auf einen Modus vivendi zu einigen. Der in Paris zwischen den Be­
satzungsmächten geschlossene Modus vivendi wird diesen vielleicht 
eine erträglichere Abwicklung ihrer Geschäfte ermöglichen — viel­
leicht, denn auch für sie ist der Modus nicht sehr lebensvoll. Für uns 
wird es aber nach allem bei dem Modus moriendi bleiben, in dem 
wir uns seit Jahren befinden.

Ja, wir leben in einem Modus moriendi, wenn auch teilweise ganz gut, 
wenn auch teilweise viel zu gut. Wir können alles haben, und möchten 
nicht daran denken, daß ein immer wachsender Teil unseres Volkes 
es durchaus nicht haben kann. Wir möchten glauben, daß alles gut 
wird und wissen doch nicht wie. Wir haben uns an einen offiziellen 
Optimismus gewöhnt, der aller. Grundlagen entbehrt. Wir haben uns 
eingeredet, daß die Gefahr der Arbeitslosigkeit überwunden sei; Wir 
haben lesen können, daß unsere Exportbemühungen von Erfolg ge­
krönt seien. Wir haben uns suggeriert, daß die Preise stetig sinken 
und der Lebensstandard sich laufend erhöh't. Wir werden glauben, 
daß die neue Kreditpolitik einen ungeahnten Wirtschaftsaufschwung 
bringen wird.

Wir haben weder das Flüchtlingsproblem gemeistert, wir haben das 
Wohnungsproblem kaum in Angriff genommen. Wir haben so gut wie 
nichts erreicht, um die lebensnotwendigsten Bedürfnisse eines großen 
Teiles unseres Volkes zu befriedigen. Wir stehen vor einer wachsenden 
Arbeitslosigkeit und haben, offen gesagt, nicht die geringste Aussicht, 
um uns von 1953 ab ohne auswärtige Hilfe selbst erhalten zu können. 
Wir dürfen nicht erwarten, daß andere für uns den Modus vivendi 
finden, nur wir selbst können zu einer Lösung dieses Problems ge- ■ 
langen. Dazu ist es aber nötig, daß wir die Augen nicht verschließen 
vor der Situation, in der w ir uns befinden. Unsere Mittel und Kräfte 
sind sehr beschränkt. Und diesen beschränkten Mitteln entsprechend 
müssen wir uns unsere Lebenshaltung einrichten. Wenn wir alle von 
diesen bescheidenen Mitteln leben wollen, so müssen wir auf eine 
soziale Ausgeglichenheit hinwirken. Ob das allerdings durch einen 
Lastenausgleich erreicht werden kann, der nur dazu beitragen wird, 
Mittel der Kapitalbildung 2susätzlich in den Verbrauch zu führen, 
bleibe dahingestellt.

Was not tut, ist eine klare Wirtschaftspolitik, die frei von aller partei­
politischen Dogmatik darauf hinsteuert, daß mit Hilfe unserer be­
schränkten Mittel eine erträgliche Versorgung — denn mehr können 
wir nicht erwarten — sichergestellt wird und daß durch eine weit­
gehende Enthaltsamkeit Kräfte frei werden, die einen Produktions­
apparat auf bauen, der uns ganz nach und nach eine Besserung der 
Lebenshaltung ermöglicht. Eine Wirtschaftspolitik also, die unter 
Ausschaltung aller politischen und sozialen Spannungen einen 
Modus vivendi sucht. (sk.)

Entwicklungstendenzen im europäischen Sozialismus
Aus London
D er Begeisterung über die Natio­
nalisierungen ist in England 
schnell eine Welle der Ernüchte­
rung und Enttäuschung gefolgt, 
und zwar gerade bei denen, die 
sie als politischen Sieg gefeiert 
hatten. Der Konsument spürt nun 
am eigenen Leibe, daß unter den 
obwaltenden Umständen staats­
eigene Unternehmungen densel­

ben Wirtschafts- und Wirtschaft­
lichkeitsgesetzen unterliegen wie 
solche in Privateigentum, und der 

''■*Arbeiter vermißt einen gründli­
chen Wandel seiner Stellung im 
sozialisierten Betrieb. Die neuen 
Direktoren, von denen manche mit 
Absicht aus Gewerkschaftskreisen 
gewählt waren, um dem Arbeiter 
das Gefühl zu geben, daß Männer 
seiner Wahl an der Spitze stehen,

erscheinen ihm ebenso frem d und 
diktatorisch wie die früheren Be­
sitzer.

Für die Gewerkschaften und 
ihre Vertreter in der Labour 
Party und Regierung ist das Pro­
blem sehr heikel, sind es doch 
größtenteils ihre Führer, die im 
Kreuzfeuer der“ Kritik stehen. 
Nicht mit Unrecht führen sie wid­
rige äußere Umstände als er-


